
16

Bern
Donnerstag, 13. Juli 2023

DasWandbild sollweg.Doch das
ist erstmal leichter gesagt als ge-
tan.Auf einemBaugerüst kniend,
erklärt Restaurator Ekkehard
Fritz im Wylergut-Schulhaus in
Bern das aufwendige Verfahren.
Vereinfacht gesagt, wird mit ei-
nem speziellen Schaum zuerst
ein Negativ der Bildfelder ange-
fertigt. Danach werden die Bild-
felder mit einer Säge je im Dop-
pelpakt herausgeschnitten. An
derHochschule derKünste (HKB)
werden die Bildfelder anschlies-
send auf einen neuen Träger
übertragen.Damit soll derWand-
charakter des Werkes beibehal-
ten werden.

Diese Arbeit wurde am Mitt-
woch begonnen und wird vor-
aussichtlich mehrere Wochen
dauern. Noch ist unklar, ob die
Sommerferien dafür reichen
werden. 100’000 Franken wer-
den die Demontage und Aufbe-
reitung an der Hochschule der
Künste kosten. Danach geht das
1949 erstellte Freskomit den ko-
lonialen Stereotypen als Schen-
kung an das Bernische Histori-
scheMuseum,wo es im Frühling
2024 ausgestellt wird. Dort soll
das toxische Geschenk die De-
batte über den Umgang mit als
diskriminierend empfundener
Kunst im öffentlichen Raumwei-
ter am Leben erhalten.

Originalzustand
unerwünscht
Die Gegnerinnen undGegner der
Demontage sprachen von einem
«Bildersturm» und von einer
Missachtung der historischen
Bedeutung des Werkes. Ein An-
walt hat zudem eine Baurechts-
beschwerde eingereicht, welche
drohte, das Projekt zu verzögern.
Diese ist jedoch inzwischen ab-
gewiesen worden.

Weiterhin brisant bleibt die Fra-
ge, in welchem Zustand das
Wandbild genau konserviert
werden soll. Bekanntlich über-
malten 2020 Unbekannte drei
Kacheln des auf demBild darge-
stelltenAlphabetsmit schwarzer
Farbe: Das «N», das «I», und das
«C», die afrikanische, indigene
amerikanische und asiatische
Menschen stereotyp wiederga-
ben. Ist es nun Aufgabe der Res-
tauratorinnen und Restaurato-
ren, dasWandbildwieder in den
(problematischen) Originalzu-
stand zu versetzen?

Technisch gesehenwäre das pro-
blemlos machbar, sagt Christel
Meyer-Wilmes vor demübermal-
ten «N».Die Restauratorin arbei-
tet beim Fachbereich Restaurie-
rung und Konservierung an der
HKB. Doch gehe es bei diesem
Projekt darum, die «Reaktionen
der Gesellschaft als Teil der Ob-
jektgeschichte» abzubilden. Die
schwarzen Übermalungen wer-
den deshalb beibehalten.

Die Frage nach dem «richti-
gen» Zustand des Bildes ist aber
durchaus heikel: Restauratorin-
nen und Restauratoren müssen

bei ihrerArbeit diverse Leitlinien
einhalten. Und schliesslich hat
auch die Denkmalpflege das
Wandbild als erhaltenswert ein-
gestuft. Allerdings sehen neue
Richtlinien des Bundesamts für
Kultur nun Ausnahmen vor,
wennmit demWerk diskriminie-
rendeWerte vermittelt werden.

«Gesellschaftlicher
Lernprozess»
Für Vera Ryser vom Verein «Das
Wandbildmussweg!» gehört das
alles zum «gesellschaftlichen
Lernprozess». In derAusstellung

im Historischen Museum, wel-
che von ihrem Verein kuratiert
werdenwird,will sie auf die ko-
lonial-rassistischenWeltbilder in
der Zeit von Emil Zbinden und
Eugen Jordi aufmerksam ma-
chen und aufzeigen, dass diese
Bilder sowohl in schulischenwie
auch in musealen Kontexten bis
heute weiterwirken.

Den Künstlern selber macht
sie keine Vorwürfe: «Sie haben
in ihrem Bild schlicht die kolo-
nialen Denkweisen reprodu-
ziert.» Der damals herrschende
koloniale Blick sei in der Schweiz

auch bei Linken normal gewe-
sen. Die heftigen Diskussionen
umdasWandbild hätten ihr aber
gezeigt, so Ryser, dass diese bis
in die Gegenwart reichten. Sie
rechnet deshalb auch weiterhin
mitWiderstand. «DerVerlust von
Privilegien, und sei es auch nur
das Privileg, ein verletzendes
Wort sagen zu dürfen, ist für
manche sehr schmerzhaft.»

Museum stoppte
«I-Ausstellung»
Seit 2019 wird über das Wand-
bild gestritten. Begonnen hatte
die Debatte über den Umgang
mit Berns kolonialem Erbe mit
derDiskussion umdie Zunft zum
Mohren. In Bern hat sich derDis-
kurs seitdem geändert. Nach
dem Überschwappen der Black-
Lives-Matter-Bewegung aus den
USA 2020 musste sich etwa die
Kolonialbar am Kornhausplatz
einen neuen Namen geben. Sie
war zuvor in den sozialen Me-
dien in einen Shitstorm geraten.
Kurz darauf änderte der Kleider-
laden Kitchener sein Logo, einen
indigenen Kopf. 2022 änderte
schliesslich auch die Zunft zum
Mohren ihren Namen.

Besonders gefordert sind
auch dieMuseen, namentlich das
Historische. Im Herbst 2022
schloss es die Dauerausstellung
«Indianer –Vielfalt der Kulturen
in Amerika». Bereits zuvor hatte
dasMuseum das «I-Wort» über-
klebt. Seit Mai 2023 ist auch
die Dauer-Ausstellung «Kulturen
in Asien und Ozeanien» ge-
schlossen. Laut Museum dienen
die Räume nun als Experimen-
tierflächen und bieten Platz
für Workshops und Veranstal-
tungen.

Andres Marti

Jetzt wird das Problem-Wandbild abmontiert
Toxische Kunst am Bau Im Stadtberner Wylergut-Schulhaus hat die Demontage des als rassistisch taxiertenWandalphabets begonnen.

Es ist kompliziert: Christel Meyer-Wilmes und Ekkehard Fritz erklären, wie das Wandbild demontiert werden soll. Foto: Beat Mathys

Michael Bucher

Das Bild erinnert ein wenig an
eine verwaisteAnzeigefläche. Es
fehlt nur der (leicht angepasste)
Aufruf: «Hier könnte Ihr Graffi-
to stehen!» Die Rede ist von ei-
ner Strassenmauer in Wabern,
wo einem inmitten nichtssagen-
der Tags eine blanke Fläche ins
Auge sticht. Auf den rund 1×1,5
Metern prangte letzten August
ein unvollendetes Anti-Kriegs-
Graffito der in Bern weilenden
russischen Punkband PussyRiot.
Eine aufgemalte Kilometeranga-
be sollte die Bevölkerung daran
erinnern,wie unweit von uns der
russische Krieg gegen die Ukra-
ine tobt. Die Sprühaktion hatte
eine viel beachtete Sommerpos-
se losgetreten – übertroffen viel-
leicht nur durch die Dreadlocks
einer Berner Reggaeband.

Nun folgt der nächste Akt in
dem Drama. Denn die Sprayerei
wird mit grösster Wahrschein-
lichkeit in einemGerichtsprozess
münden. Wie kommt es dazu?
Bekanntlich wurden die drei
Pussy-Riot-Bandmitglieder bei
ihrer Aktion von der Polizei in
flagranti erwischt und vorüber-
gehend festgenommen. Die Ge-
meinde Köniz als Besitzerin der
bemalten Mauer hat daraufhin

die drei Frauen angezeigt. Weil
sich die Bandmitgliederwieder-
um gegen die Bussen von je 400
Franken wehren, muss sich nun
ein Gericht damit befassen.

Burren wird angefeindet,
Bauer schweigt
Die Gemeinde Köniz wird da-
durch zu einerHauptakteurin in
einem politischen Prozess, der
über die Landesgrenzen hinaus
für Schlagzeilen sorgen dürfte.
Die Gemeinde und insbesonde-
re der zuständigeVerkehrsdirek-
torChristian Burren (SVP)muss-
ten sich bereits letzten Sommer
viel Spott anhören.Nicht nurwe-
gen derAnzeige, sondern vor al-
lem auch deshalb, weil die Ge-
meinde das Graffito umgehend
entfernen liess.Die Begründung:
Sprayereien mit sexistischem,
ehrverletzendem oder politi-
schem Inhaltwerden in Köniz so
schnell wie möglich entfernt.

Burren wurde deswegen gar
als angeblicherPutin-Freund an-
gefeindet. Er hat diese Anschul-
digungen stets vehement bestrit-
ten und betont, die Gemeinde
spule bloss das Standardvorge-
hen bei Sachbeschädigungen ab.
Hinzu kam, dass die Posse mit-
ten in die heisse Phase des Köni-
zerWahlkampfes fiel.Tanja Bau-

er, Burrens Konkurrentin ums
Gemeindepräsidium, kündigte
an, sie werde sich im Falle ihrer
Wahl für den Rückzug derAnzei-
ge starkmachen.

Die Wahl schaffte die SP-Po-
litikerin dann tatsächlich. Zum
Themawill sie sich heute aufAn-
frage jedoch nichtmehr äussern
undverweist stattdessen auf den
zuständigen Christian Burren. In
einem Interview mit dieser Zei-
tung Anfang Jahr sagte sie, ein
Rückzug derAnzeige sei ein Ent-
scheid, den der Gesamtgemein-
derat fällen müsse.

Christian Burren ist über die
jüngste Eskalation gar nicht
amüsiert. «Dass die Gegenseite
einen Gerichtsprozess erzwingt,
nervt mich sehr», sagt er, «man
versucht, uns unterDruck zu set-
zen, das ist traurig.» Als Antrieb
zum Weiterzug vermutet er vor
allem die Aussicht auf Publicity.

Anwalt wollte Aussöhnung
in Köniz
Der Vorwurf ist nicht gänzlich
von der Hand zu weisen. Denn
die Sachbeschädigung, umdie es
geht, ist auf den ersten Blick un-
bestritten. Das räumt auch Ma-
nuel Rohrer ein. Der Berner Für-
sprechervertritt imVerfahren die
drei angeklagten Frauen.Von Be-

ginn an sei es darum gegangen,
die Gemeinde Köniz dazu zu be-
wegen, die Strafanzeige zurück-
zuziehen, betont er. Eine einver-
nehmliche Lösung wäre für ihn
ein «reiner Akt der Vernunft».

Wegen desVorgehens der Kö-
nizer Behörden werde die
Schweiz im Ausland als Staat
wahrgenommen, der juristisch
gegen Putin-Kritikerinnen vor-
gehe. Das sei ein «katastropha-
les Signal». Rohrer findet: «Der

Gemeinderat muss doch ein Mi-
nimum an politischem Gespür
haben.»

Er habe diesbezüglich bereits
Ende letztes Jahrmit Gemeinde-
rat Christian Burren ein Ge-
spräch geführt.Auch habe er ihm
einVergleichsangebot unterbrei-
tet, das da lautete: PussyRiot be-
zahlen allfällige Auslagen – so-
fern diese im Rahmen liegen –
und entschuldigen sich
öffentlich. Im Gegenzug zieht
Köniz die Anzeige zurück. Auch
ein öffentlichkeitswirksames
«Handshake» in Köniz stellte
Rohrer in Aussicht. Jedoch er-
folglos.

Der Rechtsanwalt sieht die
Schuld an derEskalation deshalb
primär bei der Könizer Exekuti-
ve.Mit dem sturen Festhalten an
der Anzeige wolle man lediglich
dafür sorgen, dass Christian Bur-
ren sein Gesicht wahren könne,
ist er überzeugt.

Dem widerspricht der Ver-
kehrsdirektor. «Es wäre ein fa-
tales Zeichen nach aussen,wür-
den wir die Anzeige zurückzie-
hen», hält er fest, «es würde
bedeuten, dass in Köniz die Re-
geln nicht für alle gleich gelten.»
Einen «inakzeptablen Kuhhan-
del» nennt er das Angebot von
Fürsprecher Rohrer. «Den Rück-

zug einerAnzeige kannman sich
nicht erkaufen.»

Die Akte «Köniz vs. Pussy
Riot» liegt nun beim Regional-
gericht Bern-Mittelland, einTer-
min für die Verhandlung steht
noch nicht. Ob die Aktivistinnen
von PussyRiot beim Prozess an-
wesend sein werden, ist laut ih-
rem Anwalt noch offen. Im Aus-
land lebendeAngeklagtemüssen
nicht zwingend bei derGerichts-
verhandlung anwesend sein.

Support aus
der Kunstszene
Theoretisch könnte der Prozess
noch abgewendet werden. Etwa
wennPussyRiot ihre Einsprache
zurückziehen, weil es ausser zu-
sätzlicherKosten nichts zu holen
geben könnte. Vom Künstlerin-
nen-Kollektivwar bezüglich die-
ser Frage niemand erreichbar.
Manuel Rohrermeint jedoch,dass
finanzielle Bedenken keine Rolle
spielenwürden. Er sei von diver-
sen «kunstinteressierten Leuten
aus der Schweiz, die sich gegen
den Ukraine-Krieg stellen», kon-
taktiert worden. «Diese würden
für Bussen und Gerichtskosten
aufkommen – schlimmstenfalls
bis vor Bundesgericht.»

PussyRiot könnten Köniz also
noch eineWeile beschäftigen.

Köniz gerät in politisch aufgeladenen Prozess
Nach Anzeige gegen Pussy Riot Weil sich die russischen Künstlerinnen gegen ihre Busse wehren, wird ihre Sprayaktion zum Gerichtsfall.
Der Könizer Gemeinderat Christian Burren wittert einen Publicity-Schachzug.

Das Anti-Kriegs-Graffito am
Frischingweg in Wabern war nur
kurze Zeit sichtbar. Foto: Adrian Moser
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Stadt Bern DieTrams in der Stadt
Bern haben am Mittwochnach-
mittag ab 16.15 Uhr den Betrieb
wieder aufnehmen können.Auf-
grund von Starkregen standen
mehrere Linien der Berner Ver-
kehrsbetriebe Bernmobil für
mehrere Minuten still. Im Be-
reich Helvetiaplatz gab es zwi-
schenzeitlichHochwasserwegen
starkenNiederschlägen,wie Rolf
Meyer, Sprecher von Bernmobil,
sagte. Betroffenwaren insbeson-
dere die Tramlinien 7 und 8.

Die Linien 3, 6, 9 und 12 seien
vorübergehend auch gestoppt
worden. Aufgrund der Störung
brauchte es eine gewisse Zeit, bis
die Trams und Busse den Fahr-
plan wieder einhalten konnten,
erklärte Meyer. (SDA)

Trams standen
wegen
Starkregen still

Campingplatz Fanel Der Gemein-
derat von Gampelen hat an sei-
ner Sitzung von Dienstag be-
schlossen, den Entscheid des
kantonalenAmts fürGemeinden
und Raumordnung (AGR) zum
Campingplatz Fanel anzufech-
ten. Das sagte Gemeindepräsi-
dent Eric Dietrich auf Anfrage.
Letzten Freitag hiess das AGR
Einsprachen gegen eine Pla-
nungszone der Gemeinde Gam-
pelen zum Campingplatz gut.

Der Campingplatz Fanel am
Neuenburgersee ist seit Jahren
umstritten, denn er befindet sich
in einemNaturschutzgebiet.Vor
fünf Jahren einigten sich der
Kanton, der Touring Club der
Schweiz (TCS), als Betreiber des
Campings, und Umweltverbän-
de, den Campingplatz noch bis
Ende 2024 zu erhalten. Dann
müsste er weg.
Die Gemeinde Gampelen be-
schloss im September 2022, Ge-
biete betreffend den Camping-
platz Fanel für zwei Jahremit ei-
ner Planungszone zu belegen.
Das Ziel sei gewesen den Cam-
ping so zu erhalten. Gegen diese
Planungszone hatten Umwelt-
verbände eine Kollektiveinspra-
che erhoben. (SDA)

Gampelen will
Entscheid des
Kantons anfechten

Kulturpreise Die Stadt Bern hat
die Stipendien «Weiterschrei-
ben» an Mirko Beetschen, Tine
Melzer, Martin Oesch, Eva Rust
undAnna Schmidvergeben.Bern
ehrte auch Sandra Forrer mit
demWelti-Preis für Theatertex-
te 2023. Die Stipendien sowie
den Welti-Preis sind mit je
10’000 Franken dotiert, wie die
Berner Präsidialdirektion mit-
teilt. Das Stipendium «Weiter-
schreiben» sei sowohl als Aus-
zeichnung für die bisherige Ar-
beit derAutorinnen undAutoren
wie auch als Unterstützung für
künftige Projekte gedacht.

Laut Communiqué wird der
Welti-Preis nur dann vergeben,
wenn die Literaturkommission
der Stadt eine würdige Preis-
trägerinnen oder einenwürdigen
Preisträger ausmacht.Mit Sandra
Forrer habe man eine geeignete
Theaterschaffende gefunden. Sie
arbeite seit bald 20 Jahren als
Dramaturgin, Produzentin, Re-
gisseurin und Autorin. (SDA)

Literarische
Stipendien und
Welti-Preis

Jérôme Léchot (BT)

Bürokratische Akte wie eine
Steuererklärung ausfüllen,Rech-
nungen bezahlen oder eine Kran-
kenkasse wechseln dürften den
wenigstenMenschen Freude be-
reiten.Dennoch kommt kaum je-
mand darum herum, weil sie zu
jenenTätigkeiten des Erwachse-
nenlebens gehören, dieman ein-
fach erledigen muss.

Anders ist das bei Menschen,
die aufgrund eines sogenannten
Schwächezustandes wie etwa
einer geistigen oder einer psy-
chischen Beeinträchtigung «ihre
Angelegenheiten nur teilweise
oder gar nicht besorgen» kön-
nen, wie es im Schweizerischen
Zivilgesetzbuch heisst. Für diese
Personen werden von der Kin-
der- und Erwachsenenschutzbe-
hörde (Kesb) Beiständinnen oder
Beistände eingesetzt, die sich um
derlei Dinge kümmern.

«Vereinfacht gesagt kümmern
sich Beiständinnen und Beistän-
de um all das, was eine Person
ohne Beistand selbst tunmuss»,
erklärt Bruno Bianchet, Leiter
derAbteilung Erwachsenen- und
Kinderschutz der Stadt Biel. Sie
schauen also, ob die Rente oder
der Lohn kommt, die Rechnun-
gen bezahlt sind, die Post geöff-
net und gelesen wird.

Berge an Post – und
1000 Steuererklärungen
Die Arbeit staple sich bei seinen
Beiständinnen und Beiständen
immerhöher, und das auch ganz
wortwörtlich. Beispielsweise bei
den Steuererklärungen: «Vorher
hatten wir für die Steuererklä-
rungen einen Treuhänder, der
das zu vernünftigem Preis ge-
macht hat», erzählt Bianchet.

Nunmüssten die Beiständinnen
und Beistände seit zwei Jahren
die fast 1000 Steuererklärungen
selbst ausfüllen.

Das bedeutetmehrArbeit, die
vom Kanton aber nicht abgegol-
tenwerde, so Bianchet: Seit 2013
hätte dieser dieAbgeltung abge-
sehen von einer Teuerungskor-
rektur nicht mehr erhöht.

Mehr Autonomie bedeutet
für Beiständemehr Arbeit
«Die administrative Arbeit
nimmt immer mehr Raum ein –
und das trotz derDigitalisierung,
das ist doch verrückt», sagt auch
Myriam Lehnen. Sie ist seit zehn
Jahren Beiständin, seit zwei Jah-
ren auch für die Steuererklärun-
gen all ihrerKlientinnen und Kli-
enten zuständig.Und so gehe die
administrative Arbeit immer
mehr auf Kosten der eigentlichen

Sozialarbeit, die gegen die Ver-
einsamung dieserMenschen, für
ihre Teilhabe an derGesellschaft
sorgen sollte.

Ein Trend, der sich mit dem
neuen Behindertenleistungsge-
setz noch einmal verschärfen
dürfte,weshalbderAbteilungslei-
ter des Bieler Erwachsenen- und
Kindesschutzes Alarm schlägt.

Zahlte der Kanton einer Per-
son mit Behinderung bisher ei-
nen Platz in einer für sie geeig-
neten Institution, darf diese ab
2024 ihre Dienstleistungen im
Rahmen ihrer Urteilsfähigkeit
frei wählen. Bianchet sagt mit
Nachdruck, dass er dieses neue
Gesetz begrüsse. So könne bei-
spielsweise eine unter Beistand-
schaft stehende Tetraplegikerin
statt in einer Institution neu auch
auswählen, zu Hause zu leben,
«das begrüssen wir sehr».

Das bedeutet für die Beistän-
dinnen und Beistände aber auch
einen erheblichenMehraufwand.
Statt jemandem einen Platz in ei-
ner Institution zu suchen, die
sich dann selbst um die Pflege
undVersorgung derPerson küm-
mert,müssten für die selbststän-
dig lebende Tetraplegikerin Be-
treuungspersonen gesucht und
angestellt werden.

Arbeit, die, auch wenn noch
«vieles unklar» sei,wie Bianchet

zugesteht,wohl bei den Beistän-
dinnen und Beiständen dieser
Personen hängen bleiben dürf-
te. «Wir rechnen imDurchschnitt
mit einem Mehraufwand von
10 Stunden pro Person und Jahr»,
sagt Bianchet.

Ursprünglich wollte der Kan-
ton diesen Mehraufwand gar
nicht abgelten, getreu seiner
Doktrin, dass gesetzlicheVerän-
derungen im Sozialbereich «kos-
tenneutral umgesetzt werden»
müssten,wie Bianchet sagt.Nun
hat er aber zusammen mit Sozi-
alverbänden demKanton ein ers-
tes Zugeständnis abringen kön-
nen. Bianchet: «Der Mehrauf-
wand wird abgegolten werden,
allerdings zu einem kümmerli-
chenTarif.» Dagegen hätten sich
die entsprechendenVerbände er-
neut gewehrt und eine Verrech-
nung zumvollenTarif gefordert.
DieAntwort des Kantons – sie ist
noch offen.

Königsdisziplin
der sozialen Arbeit
Dabei wäre gerade eine solche
vollständigeAbgeltung dringend
nötig. Denn ohne zusätzliche
Ressourcen, sprich Angestellte,
könnte die imGesetz vorgesehe-
neWahlfreiheit garnicht gewährt
werden. Schlicht, weil den Bei-
ständinnen und Beiständen die
Zeit fehlen würde, eine entspre-
chende Betreuung ausserhalb
von Institutionen aufzugleisen.

Aber auch für den Erwachse-
nenschutz selbst wäre eine un-
vollständige Abgeltung ein Pro-
blem. Die Arbeitslast in seinem
Dienst sei jetzt schon sehr hoch,
bei fast jedemAustrittsgespräch
einThema, sagt Bianchet. Und es
sei eben diese hohe Arbeitslast,
die es seinem Dienst erschwer-

te, überhaupt neue Fachkräfte zu
finden – ein Teufelskreis in ei-
nem ausgetrockneten Arbeits-
markt wie demjenigen der Sozi-
alarbeit.

Dabei übte seineAbteilung, so
Bianchet, die «Königsdisziplin»
der sozialen Arbeit aus. Indem
sieMenschen trotz ihres Schwä-
chezustandes einen Platz inmit-
ten der Gesellschaft zu wahren
versuche – mit einer Wohnung,
wennmöglich einervermittelten
Beschäftigung, besser gemanag-
ten Finanzen.

Dem pflichtet auch Beistän-
din Lehnen zu, die trotz des hor-
renden bürokratischen Auf-
wands vom spannendsten Job
spricht, den es gebe. «Auchwenn
die Mandate oft ähnlich daher-
kommen – jedes ist eine Wun-
dertüte. Weil jedes Mal andere
Menschen dahinterstecken.» Da
mag sie auch hinnehmen, dass
sie neuerdings unzählige Steu-
ererklärungen ausfüllen, künftig
vielleicht auch noch Arbeitsver-
träge für Betreuungspersonen
ausstellen muss.

Ihr Vorgesetzter hingegen
hofft, dass derKanton doch noch
die Mittel spricht, die es für die
Umsetzung seinerbeschlossenen
Massnahmen braucht. Und sich
seineMitarbeitenden damitwie-
der dem Kern ihrer Arbeit wid-
men könnten.

Soziale Arbeit sei mehr als
Zahlungen zu machen, Konto-
auszüge zu kontrollieren,Berich-
te zu schreiben, sagt Bianchet. Es
müsse primär darum gehen,
betreuten Personen eine men-
schenwürdige und ihren Um-
ständen entsprechend selbst-
bestimmte Lebensführung zu er-
möglichen. «Und dafür braucht
es Zeit.»

Immermehr Aufwand für Beistände –
es droht die Überlastung
Behindertengesetz Bei den Beiständinnen und Beiständen im Kanton Bern stapelt sich die Arbeit.
Das neue Behindertenleistungsgesetz dürfte das Problem verschärfen.

«Die administrative
Arbeit nimmt
immermehr Raum
ein – und das trotz
derDigitalisierung.»
Myriam Lehnen
Beiständin

Bruno Bianchet, der Leiter der Abteilung Erwachsenen- und Kindesschutz der Stadt Biel, blickt mit Sorge auf die kommende Arbeitslast. Foto: Matthias Käser

Das neue Behindertenleistungsgesetz

Statt Plätze in Institutionen werden
neu die betroffenen Personen
selbst finanziert. Diese können
innerhalb oder ausserhalb von
Institutionen Dienstleistungen
beziehen, die ihnen zustehen.
Vorgesehen ist auch eine Ent-
schädigung von Angehörigen, die

Pflegeleistungen erbringen. Damit
setzt der Kanton Bern eine Forde-
rung von Behindertenorganisatio-
nen um, aber auch diejenige der
UNO-Behindertenrechtskonventi-
on, die den betroffenen Menschen
eine grössere Selbstbestimmung
einräumen möchte. (jl)


